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BUNDESARBEITSGERICHT 

5 AZR 110/24 
6 Sa 85/23 
Thüringer 
Landesarbeitsgericht 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
23. Oktober 2024 

URTEIL 
Münchberg, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

In Sachen 

 

Kläger, Berufungskläger und Revisionskläger, 

 

 

pp. 

 

 

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte, 

 

 

 

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Ver-

handlung vom 23. Oktober 2024 durch den Vizepräsidenten des Bundesarbeits-

gerichts Dr. Linck, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Biebl und Neumann 

sowie die ehrenamtlichen Richter Raabe und Rosenberg für Recht erkannt: 
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1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Thüringer 
Landesarbeitsgerichts vom 6. Dezember 2023 - 6 Sa 
85/23 - wird zurückgewiesen. 

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tragen. 
 
 

Von Rechts wegen! 
 
 
 

Tatbestand 
 

Die Parteien streiten über die Zahlung einer tarifvertraglichen Zulage zur 

Besitzstandswahrung. 

Der Kläger ist seit Juli 1997 bei der Beklagten, einem Zulieferbetrieb der 

Automobilindustrie, als Einrichter beschäftigt. Seit April 2018 ist er Mitglied der 

IG Metall. Ab März 2021 verhandelten die Beklagte und die IG Metall über den 

Abschluss von Haustarifverträgen. Vor dem Hintergrund eines durch Umsatz- 

rückgänge und die Corona-Krise sinkenden Kapazitätsbedarfs sollte eine Anpas-

sung der Belegschaftsstärke sowie eine Reduzierung der wöchentlichen Arbeits-

zeit auf 35 Stunden erfolgen. Zugleich war es Ziel der Vereinbarung, betriebs- 

bedingte Kündigungen für die verbleibenden Arbeitnehmer zu vermeiden und bei 

der Einführung des Entgeltrahmenabkommens der Metall- und Elektroindustrie 

in Thüringen vom 15. Januar 2004 (ERA) ab dem 1. Januar 2022 eine Besitz-

standswahrung zum bisherigen Arbeitsentgelt zu gewährleisten. Am 29. Juli 

2021 schlossen die Verhandlungspartner den „FTE automotive Möve Mantel  

Haustarifvertrag“ (MTV) und den „FTE automotive Möve Entgelttarifvertrag“  

(Entgelt-TV). Der Entgelt-TV enthält ua. folgende Regelung: 

         „§ 3 
 Besitzstandswahrung bei Eingruppierung 
 (1) In einem ersten Schritt wird für alle Arbeitnehmer das 

individuelle regelmäßige monatliche Durchschnitts-
entgelt 2021, das sog. individuelle Referenzentgelt, 
ermittelt. Dabei wird bei Arbeitnehmern mit einer nor-
malen Vollarbeitszeit (IRWAZ) von mehr als 35 Stun-
den das Durchschnittsentgelt auf 35 Stunden linear 
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berechnet. Für direkte Arbeitnehmer in der Produk- 
tion, die regelmäßig Schicht arbeiten, werden die in 
2021 regelmäßig gezahlten Schichtzulagen mitbe-
rücksichtigt. Sollte sich das gearbeitete Schichtmodell 
für einen Arbeitnehmer in der Zukunft ändern, wird 
das individuelle regelmäßige monatliche Durch-
schnittsentgelt 2021 auf dieser Basis neu gerechnet. 

 (2) Arbeitnehmer, die nach erfolgter Eingruppierung in 
ERA mit ihrem Referenzentgelt bereits das Tabellen-
entgelt nach der F34 Entgelt- und Vergütungstabelle 
in Anlage 1 oder mehr verdienen (‚Überschreiter‘)2‚ er-
halten eine Besitzstandswahrung: die Differenz zwi-
schen dem individuellen Referenzentgelt nach Ein-
gruppierung und dem Ist-Entgelt zum 01.01.2022 wird 
in Form einer übertariflichen Zulage so lange beibe-
halten, bis das Tabellenentgelt nach der F34 Entgelt-
tabelle in Anlage 1 erreicht ist. Die Anrechnung zu-
künftiger Tariferhöhungen sowie von Entgeltsteige-
rungen bei eventuellen Umgruppierungen auf diese 
Zulage ist möglich. 

 (3) …“ 
 

In der Fußnote 2 zu § 3 Abs. 2 Entgelt-TV heißt es: 

         „Im worst case wird der Überschreiter weiterhin sein derzei-
tiges Entgelt, umgerechnet auf die 35 Std./Woche und ent-
sprechend reduziert, erhalten.“ 

 
Der Kläger erhielt von Januar bis Juni 2021 ein monatliches Grundentgelt 

iHv. 2.996,50 Euro brutto zuzüglich Zulagen, Urlaubsgeld und Boni. Ab Juli 2021 

erzielte er aufgrund einer Höhergruppierung ein monatliches Grundentgelt iHv. 

3.175,50 Euro brutto. Durchschnittlich erhielt der Kläger im Jahr 2021 ein monat-

liches Grundentgelt iHv. 3.086,00 Euro brutto und ein Entgelt mit Zulagen,  

Urlaubsgeld sowie Boni iHv. 3.258,70 Euro brutto. Dies entspricht umgerechnet 

auf eine 35-Stunden-Woche monatlich einem Grundentgelt iHv. 2.700,25 Euro 

brutto und einem Durchschnittsentgelt einschließlich Zulagen, Urlaubsgeld und 

Boni iHv. 2.851,36 Euro brutto. Ab Januar 2022 arbeitete der Kläger in einer  

35-Stunden-Woche. Die Beklagte zahlte ihm von Januar bis April 2022 monatlich 

2.710,00 Euro brutto Grundentgelt, 75,00 Euro brutto Urlaubsgeld (fest), 

203,25 Euro brutto Quartalsbonus und 5,65 Euro brutto Urlaubsgeld (variabel). 
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Mit seiner Klage hat der Kläger - soweit für die Revision von Belang - von 

der Beklagten die Zahlung einer Zulage zur Besitzstandswahrung nach § 3 

Abs. 2 Satz 1 Entgelt-TV für die Monate Januar bis April 2022 iHv. 274,00 Euro 

brutto nebst Zinsen verlangt. Er hat die Ansicht vertreten, für die Berechnung des 

sog. individuellen Referenzentgelts sei nicht auf den Jahresdurchschnitts- 

verdienst 2021, sondern auf das nach der Höhergruppierung im Juli 2021 erzielte 

Durchschnittsentgelt abzustellen. Zudem sei sowohl für die Berechnung des  

Referenzentgelts nach § 3 Abs. 1 Entgelt-TV als auch des Tabellenentgelts nach 

§ 3 Abs. 2 Entgelt-TV allein das Grundentgelt maßgeblich. 

Der Kläger hat zuletzt beantragt, 

         die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 274,00 Euro 
brutto nebst Zinsen hieraus iHv. fünf Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen. 

 
Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und gemeint, das Referen-

zentgelt sei anhand des für das Jahr 2021 regelmäßigen monatlichen Durch-

schnittsentgelts unter Einbeziehung von Zulagen, Urlaubsgeld und Boni zu ermit-

teln. Auch das Tabellenentgelt nach der F34 Entgelt- und Vergütungstabelle in 

Anlage 1 des Entgelt-TV sei anhand des Gesamtentgelts zu bestimmen. 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 

hat die Berufung zurückgewiesen. Mit seiner vom Landesarbeitsgericht zugelas-

senen Revision verfolgt der Kläger sein Klagebegehren weiter, während die Be-

klagte die Zurückweisung der Revision begehrt. 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die zulässige Revision des Klägers ist unbegründet. Die Vorinstanzen 

haben die Klage zu Recht abgewiesen. 
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I. Die zulässige Klage ist unbegründet. Der Kläger hat gegen die Beklagte 

keinen Anspruch auf Zahlung einer Zulage zur Besitzstandswahrung nach § 3 

Abs. 2 Satz 1 Entgelt-TV. 

1. Anspruch auf eine übertarifliche Zulage zur Besitzstandswahrung nach 

§ 3 Abs. 2 Satz 1 Entgelt-TV haben alle Arbeitnehmer, die nach erfolgter Ein-

gruppierung in ERA mit ihrem Referenzentgelt bereits das Tabellenentgelt nach 

der F34 Entgelt- und Vergütungstabelle in Anlage 1 des Entgelt-TV oder mehr 

verdienen („Überschreiter“). Diese Voraussetzungen erfüllt der Kläger nicht. 

a) Der Geltungsbereich des Entgelttarifvertrags ist eröffnet. Er ist identisch 

mit dem Geltungsbereich des Manteltarifvertrags, vgl. Satz 2 der Vorbemerkung 

vor § 1 Entgelt-TV. Dessen Geltungsbereich ist nach § 1 MTV eröffnet, denn der 

Kläger ist am Standort der F34 in M beschäftigt und Mitglied der IG Metall. 

b) Das Landesarbeitsgericht hat das sog. individuelle Referenzentgelt des 

Klägers nach § 3 Abs. 1 Entgelt-TV zutreffend iHv. monatlich 2.851,36 Euro 

brutto bestimmt. Dabei ist das regelmäßige monatliche Durchschnittsentgelt des 

Klägers des gesamten Jahres 2021 einschließlich Zulagen, Urlaubsgeld und Boni 

zu berücksichtigen. Dies ergibt die Auslegung der tarifvertraglichen Regelung. 

aa) Die Auslegung des normativen Teils eines Tarifvertrags, die in der Revi-

sionsinstanz in vollem Umfang überprüfbar ist, folgt nach ständiger Rechtspre-

chung des Bundesarbeitsgerichts den für die Auslegung von Gesetzen geltenden 

Regeln. Danach ist zunächst vom Tarifwortlaut auszugehen, ohne am Buchsta-

ben zu haften. Dabei sind der wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien und damit 

der Sinn und Zweck der Tarifnorm mit zu berücksichtigen, soweit sie in den tarif-

lichen Normen ihren Niederschlag gefunden haben. Auch auf den tariflichen Ge-

samtzusammenhang ist abzustellen. Verbleiben noch Zweifel, können ohne Bin-

dung an eine Reihenfolge weitere Kriterien wie die Entstehungsgeschichte des 

Tarifvertrags, ggf. auch die praktische Tarifübung ergänzend herangezogen wer-

den. Mit zu berücksichtigen ist ferner die Praktikabilität denkbarer Auslegungser-

gebnisse. Im Zweifel gebührt derjenigen Tarifauslegung der Vorzug, die zu einer  
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vernünftigen, sachgerechten, zweckorientierten und praktisch brauchbaren Re-

gelung führt (st. Rspr., zB BAG 12. Oktober 2022 - 5 AZR 48/22 - Rn. 19; 13. Ok-

tober 2021 - 4 AZR 365/20 - Rn. 21, jeweils mwN). 

bb) Entgegen der Auffassung der Revision ist für die Ermittlung des sog. in-

dividuellen Referenzentgelts nicht nur der Zeitraum seit der Höhergruppierung 

des Klägers ab dem 1. Juli 2021, sondern das gesamte Jahr 2021 maßgeblich. 

Eine ergänzende Auslegung des § 3 Abs. 1 Satz 1 Entgelt-TV in dem vom Kläger 

begehrten Sinn kommt nicht in Betracht, weil eine planwidrige Regelungslücke 

nicht vorliegt. 

(1) Dies folgt bereits aus dem Wortlaut des § 3 Abs. 1 Entgelt-TV, der aus-

drücklich auf das gesamte Jahr 2021 als Referenzzeitraum abstellt. Die Tarifver-

tragsparteien haben gerade keine Stichtagsregelung gewählt, sondern das ge-

samte regelmäßige Durchschnittsentgelt des Jahres 2021 in Bezug genommen. 

(2) Dafür sprechen auch Sinn und Zweck des § 3 Abs. 1 Entgelt-TV. Die Be-

trachtung des Durchschnittsentgelts ermöglicht eine vereinfachte Handhabe der 

Berechnung der Zulage für sog. Überschreiter anhand pauschaler Werte. Mögli-

che Änderungen des Entgelts während des Jahres, etwa durch Umgruppierun-

gen, sind für das Arbeitsleben typisch und den Tarifvertragsparteien bekannt. 

Ohne weitere Anhaltspunkte im Tarifvertrag, die nicht ersichtlich sind, ist nicht 

davon auszugehen, dass sie diesen Aspekt übersehen hätten. 

(3) Der tarifliche Gesamtzusammenhang spricht ebenfalls gegen eine Ver-

kürzung des Referenzzeitraums. 

(a) Die in § 3 Abs. 2 Satz 1 Entgelt-TV gewählte Formulierung „Ist-Entgelt 

zum 01.01.2022“ lässt erkennen, dass die Tarifvertragsparteien an anderer Stelle 

bewusst eine Stichtagsregelung vereinbart haben. 

(b) Auch der Überschrift von § 3 Entgelt-TV „Besitzstandswahrung bei Ein-

gruppierung“ kann nicht entnommen werden, dass ausschließlich das zuletzt ge-

währte Entgelt maßgeblich sein soll. Sie bringt nicht zum Ausdruck, welche Be- 
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sitzstände miteinander verglichen werden sollen, sondern bezieht sich auf die 

zum 1. Januar 2022 geplante Eingruppierung nach ERA, die nach § 1 Abs. 1 

und 2 Entgelt-TV für die beabsichtigte Einführung des ERA notwendig ist. 

cc) Das Landesarbeitsgericht hat zutreffend erkannt, dass bei der Bestim-

mung des individuellen regelmäßigen monatlichen Durchschnittsentgelts 2021 

neben dem Grundentgelt Zulagen, Urlaubsgeld und Boni einzubeziehen sind. 

(1) Bereits der Wortlaut des § 3 Abs. 1 Satz 1 Entgelt-TV, der auf das 

„Durchschnittsentgelt“ und nicht auf ein „Durchschnittsgrundentgelt“ abstellt, 

spricht dafür, dass entgegen der Auffassung der Revision nicht ausschließlich 

das monatliche Grundentgelt maßgeblich ist. Vielmehr sollen alle Entgeltbe-

standteile, die regelmäßig gezahlt werden, Berücksichtigung finden. Nach dem 

allgemeinen Sprachverständnis wird „regelmäßig“ iSv. „nach einer bestimmten 

Regel (geschehend, verlaufend, eintretend), in gleichen Abständen (sich wieder-

holend)“ bzw. „immer, gewohnheitsmäßig, gewöhnlich“ verstanden (vgl. BAG 

24. Juni 2021 - 5 AZR 529/20 - Rn. 35 mwN unter Hinweis auf Brockhaus/Wahrig  

Deutsches Wörterbuch Band 5; Duden Das große Wörterbuch der deutschen 

Sprache 3. Aufl. Band 7, jeweils zum Stichwort „regelmäßig“). Es kommt wegen 

der Formulierung als „regelmäßiges monatliches Durchschnittsentgelt“ nicht  

darauf an, ob die Zahlung dem Arbeitnehmer jeden Monat und stets in gleicher 

Höhe zufließt oder ob eine jahres- oder quartalsweise Zahlung vorgesehen ist 

(vgl. zur Auslegung des Begriffs „durchschnittliche monatliche Bezüge“ iSv. § 1 

Nr. 1.3 Buchst. c Manteltarifvertrag für die Beschäftigten in der Metall- und Elek- 

troindustrie im Bereich Osnabrück-Emsland vom 12. Dezember 2005 idF des  

Änderungstarifvertrags vom 4. Dezember 2006: BAG 18. November 2020  

- 5 AZR 21/20 - Rn. 26). Daher sind auch regelmäßig gezahlte Zulagen und Boni 

sowie das Urlaubsgeld bei der Bestimmung des sog. individuellen Referenzent-

gelts heranzuziehen. Lediglich außergewöhnliche Zahlungen anlässlich beson-

derer, nicht wiederkehrender Ereignisse - wie zB Sonderzahlungen im Zusam-

menhang mit der Corona-Pandemie - sind für die Bestimmung des individuellen 

regelmäßigen monatlichen Durchschnittsentgelts nicht zu berücksichtigen. 
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(2) Sinn und Zweck des § 3 Entgelt-TV sprechen ebenfalls für eine Berück-

sichtigung von Zulagen, Urlaubsgeld und Boni. Mit der Einführung des ERA sol-

len die Arbeitnehmer unter Berücksichtigung einer 35-Stunden-Woche in finanzi-

eller Hinsicht nicht schlechter gestellt werden, als dies nach dem vorherigen Ent-

geltsystem der Beklagten der Fall war. Dieser Wille der Tarifvertragsparteien 

kommt auch in Fußnote 2 zu § 3 Abs. 2 Entgelt-TV, wonach sog. Überschreiter 

„im worst case“ weiterhin ihr derzeitiges Entgelt, umgerechnet auf eine 35-Stun-

den-Woche, erhalten, sowie in der Überschrift von § 3 Entgelt-TV „Besitzstands-

wahrung bei Eingruppierung“ zum Ausdruck. Der „Besitzstand“ der Arbeitnehmer 

wird nicht nur durch das Grundentgelt, sondern durch die gesamte regelmäßig 

gezahlte Vergütung bestimmt. Zu dieser gehören neben dem monatlichen Grund- 

entgelt aber auch regelmäßig gezahlte Zulagen, Urlaubsgeld und Boni. Dem 

steht auch der Wortlaut der Überschrift „Besitzstandswahrung bei Eingruppie-

rung“ nicht entgegen. Die Überschrift nimmt auf die neue Eingruppierung und 

Überleitung in ERA Bezug und hat - wie der Inhalt der Regelung im Folgenden 

zeigt - nicht lediglich eine Besitzstandswahrung hinsichtlich des Grundentgelts 

zum Inhalt. 

(3) Auch der tarifliche Gesamtzusammenhang bestätigt das Ergebnis der 

Wortlautauslegung. 

(a) Die Verwendung der Begriffe „Grundentgelt“ in § 3 Abs. 3 Entgelt-TV und 

„Bruttomonatsgrundentgelt“ in § 4 Abs. 1 Entgelt-TV zeigen, dass die Tarifver-

tragsparteien bewusst zwischen Grundentgelt und Entgelt im Allgemeinen als 

Bezugsgröße für die Ermittlung des sog. individuellen Referenzentgelts unter-

schieden haben. Und auch für den Fall des „worst case“ sollen die betroffenen 

Arbeitnehmer weiterhin ihr derzeitiges Entgelt - und nicht nur das Grundentgelt -  

umgerechnet auf eine 35-Stunden-Woche und entsprechend reduziert erhalten. 

(b) Dem steht auch die in § 3 Abs. 3 Entgelt-TV vorgesehene Anpassung 

des individuellen Referenzentgelts für Arbeitnehmer, die nach erfolgter Eingrup-

pierung in ERA mit ihrem individuellen Referenzentgelt unterhalb der F34 Ent-

gelttabelle in Anlage 1 des Entgelt-TV liegen („Unterschreiter“), mit jährlich mini-

mal 7,3 % (Satz 1) durch die Erhöhung des bisherigen Grundentgelts jährlich um 
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mindestens 5 % (Satz 2 erster Spiegelstrich) und die Weitergabe der regulären 

Entgelterhöhung - für 2022 mit 2,3 % - (Satz 2 zweiter Spiegelstrich) nicht entge-

gen. Die Begriffe „individuelles Referenzentgelt“ und „Grundentgelt“ werden 

durch diese Regelung nicht gleichgesetzt. Vielmehr dient Satz 2 der Erläuterung 

des nicht präzise formulierten Satz 1, indem nicht das gesamte Referenzentgelt 

erhöht werden soll, sondern nur das Grundentgelt. Dies wiederum führt automa-

tisch auch zu einer Erhöhung des individuellen Referenzentgelts, wenn auch 

nicht um die zunächst in Satz 1 angegebenen 7,3 %. Eine Erhöhung des gesam-

ten Referenzentgelts samt Zulagen, Boni und Urlaubsgeld wäre zwar auch denk-

bar gewesen, war jedoch ausweislich der angeführten Regelung nicht gewollt. 

(c) Des Weiteren spricht auch § 3 Abs. 1 Satz 3 Entgelt-TV für die Berück-

sichtigung von weiteren Entgeltbestandteilen neben dem Grundentgelt, indem er 

exemplarisch für Arbeitnehmer in der Produktion, die regelmäßig Schicht arbei-

ten, regelmäßig gezahlte Schichtzulagen in die Berechnung einschließt. Anders 

als der Kläger meint, ist dieser Regelung nicht zu entnehmen, dass es sich dabei 

um eine Ausnahme handelt, welche die Berücksichtigung aller sonstigen regel-

mäßig gezahlten Entgeltbestandteile neben dem monatlichen Grundentgelt aus-

schließt. 

(d) Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts lassen sich aller-

dings aus § 14 Abs. 4 MTV, der Fußnote 5 zu § 11 Abs. 1 MTV und der Fuß-

note 6 zu § 13 Abs. 1 Buchst. a MTV keine Rückschlüsse für die Bestimmung 

des Referenzentgelts ziehen und auch § 19 Abs. 4 und 5 MTV iVm. § 14 Abs. 4 

MTV und der Fußnote 8 zu § 14 Abs. 4 Buchst. a MTV stehen - anders als der 

Kläger meint - der Berücksichtigung von Urlaubsgeld für das sog. individuelle  

Referenzentgelt nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Entgelt-TV nicht entgegen. Zwar wurden 

sowohl der Manteltarifvertrag als auch der Entgelttarifvertrag am 29. Juli 2021 

abgeschlossen, der Manteltarifvertrag sollte aber gemäß § 39 Abs. 1 MTV  

- soweit im Text oben nicht anders vorgesehen - erst am 1. Januar 2022 in Kraft 

treten und trifft keine Aussage über das individuelle regelmäßige Durchschnitts-

entgelt nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Entgelt-TV. Zudem regeln die Fußnote 5 zu § 11  
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Abs. 1 MTV und die Fußnote 6 zu § 13 Abs. 1 Buchst. a MTV nicht die Bemes-

sung des sog. individuellen Referenzentgelts nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Entgelt-TV, 

sondern des Tabellenentgelts nach dem TV Entgelt. 

(4) Dieser Tarifauslegung folgend sind für die Bestimmung des sog. indivi-

duellen Referenzentgelts die dem Kläger neben dem Grundentgelt regelmäßig 

gezahlten Zulagen, Urlaubsgeld und Boni zu berücksichtigen. Der insoweit  

darlegungsbelastete Kläger hat nicht aufgezeigt, dass und weshalb diese  

Entgeltbestandteile nicht bei der Bestimmung des regelmäßigen monatlichen 

Durchschnittsentgelts 2021 zu berücksichtigen sind. Der Hinweis, dass diese 

Zahlungen zum Teil nicht monatlich und auch in variabler Höhe gezahlt wurden, 

ist - wie bereits dargestellt - für die Bestimmung des monatlichen Durchschnitts-

entgelts nicht maßgeblich (vgl. Rn. 22). Nach den für den Senat gemäß § 559 

ZPO bindenden Feststellungen des Landesarbeitsgerichts hat der Kläger im Jahr 

2021 neben dem Durchschnittsgrundentgelt iHv. monatlich 3.086,00 Euro brutto 

regelmäßig Zulagen, Urlaubsgeld und Boni iHv. monatlich durchschnittlich 

172,70 Euro brutto erhalten, woraus sich nach Umrechnung auf eine 35-Stun-

den-Woche das sog. individuelle Referenzentgelt des Klägers von monatlich 

2.851,36 Euro brutto ergibt. 

c) Das Landesarbeitsgericht hat auch das Tabellenentgelt nach § 3 Abs. 2 

Entgelt-TV im Ergebnis zutreffend iHv. monatlich 2.993,90 Euro brutto ermittelt. 

Für die Bestimmung des Tabellenentgelts nach der F34 Entgelt- und Vergütungs-

tabelle in Anlage 1 des Entgelt-TV sind neben dem Grundentgelt jedenfalls das 

Urlaubsgeld - fester Anteil -, Boni und das Urlaubsgeld - variabler Anteil - zu be-

rücksichtigen. Das ergibt die Auslegung der tarifvertraglichen Regelung. 

aa) Nach dem Wortlaut des § 3 Abs. 2 Satz 1 Entgelt-TV ist das Referenz- 

entgelt entgegen der Auffassung des Klägers nicht lediglich mit einem allgemei-

nen „Tabellenentgelt“, sondern mit dem „Tabellenentgelt nach der F34 Entgelt- 

und Vergütungstabelle in Anlage 1“ des Entgelt-TV in Bezug zu setzen. 

(1) In der F34 Entgelttabelle der Anlage 1 des Entgelt-TV werden neben dem 

Grundentgelt (Spalte 3), ua. Urlaubsgeld - fester Anteil - (Spalte 4), Bonus 
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(Spalte 6) und Urlaubsgeld - variabler Anteil - (Spalte 7) aufgeführt. Daraus wird 

deutlich, dass die Tarifvertragsparteien mit dem Begriff „Tabellenentgelt“ nicht 

einen Begriff zur Beschreibung des eingruppierungsabhängigen Grundentgelts 

nach ERA verwendet, sondern das Tabellenentgelt nach der F34 Entgelt- und 

Vergütungstabelle in Anlage 1 des Entgelt-TV mit den in der Tabelle genannten 

Entgeltbestandteilen zu dem sog. individuellen Referenzentgelt nach § 3 Abs. 1  

Entgelt-TV in Beziehung gesetzt haben. Eine Beschränkung auf das Grundent-

gelt ist weder dem Wortlaut des § 3 Abs. 2 Entgelt-TV noch der F34 Entgeltta-

belle der Anlage 1 des Entgelt-TV zu entnehmen. 

(2) Dem steht auch die Überschrift der Anlage 1 des Entgelt-TV „F34 Ent-

gelt- und Vergütungstabellen“ nicht entgegen. Entgegen der Auffassung der Re-

vision haben die Tarifvertragsparteien nicht zwischen den Begriffen „Entgelt“ und 

„Vergütung“ unterschieden, sondern diese synonym verwendet, wie auch die 

nächste, ohne weiteren Zusatz, verwendete Überschrift „F34 Entgelttabelle“ der 

Anlage 1 des Entgelt-TV zeigt. 

bb) Dieses Verständnis entspricht Sinn und Zweck der tariflichen Regelung. 

Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht - durch Bezugnahme auf die Entschei-

dungsgründe des arbeitsgerichtlichen Urteils nach § 69 Abs. 2 ArbGG - darauf 

abgestellt, dass der von den Tarifvertragsparteien mit § 3 Entgelt-TV beabsich-

tigte Zweck der Besitzstandswahrung dafür spricht, bei der Ermittlung des Tabel-

lenentgelts nach § 3 Abs. 2 Entgelt-TV auch die Entgeltbestandteile zu berück-

sichtigen, die bereits bei der Bestimmung des sog. individuellen Referenzentgelts 

nach § 3 Abs. 1 Entgelt-TV berücksichtigt wurden. Ob der Besitzstand gewahrt 

ist, kann nur festgestellt werden, wenn Gleiches mit Gleichem verglichen wird. 

Da für das Referenzentgelt neben dem Grundentgelt ua. Urlaubsgeld und Boni 

heranzuziehen sind, sind auch für das Tabellenentgelt neben dem Grundentgelt 

jedenfalls die Urlaubsgelder und Boni zu berücksichtigen. Sollten gleichwohl 

nach dem Willen der Tarifvertragsparteien für die Wahrung des Besitzstandes 

Entgeltbestandteile bei der Bestimmung des Tabellenentgelts unberücksichtigt 

bleiben, hätte sich dies aus den tarifvertraglichen Regelungen ergeben müssen. 

Anhaltspunkte dafür sind jedoch weder vorgetragen noch ersichtlich. 
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cc) Der tarifvertragliche Gesamtzusammenhang bestätigt diese Auslegung. 

Gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 Entgelt-TV finden jährliche Steigerungen des regelmä-

ßigen Bruttomonatsgrundentgelts nach den F34 Entgelt- und Vergütungstabellen 

2022 statt. Auch diese ausdrückliche Erwähnung des Bruttomonatsgrundentgelts 

spricht dagegen, dass mit dem Tabellenentgelt nach der F34 Entgelt- und Ver-

gütungstabelle in Anlage 1 des Entgelt-TV lediglich das Grundentgelt gemeint 

wäre. Die Fußnote 8 zu § 14 Abs. 4 Buchst. a MTV, wonach das feste Entgelt, 

bestehend aus den monatlich immer in gleicher Höhe wiederkehrenden Bestand-

teilen des Arbeitsentgelts, die nicht auf einzelne Stunden bezogen sind, „bei F34 

nicht das monatlich umgelegte zusätzliche Urlaubsgeld nach § 19 Abs. 4“ erfasst, 

trifft keine Regelung über die Bestandteile des Tabellenentgelts nach der F34 

Entgelt- und Vergütungstabelle in Anlage 1 des Entgelt-TV. 

dd) Hiernach umfasst das Tabellenentgelt nach der F34 Entgelt- und Vergü-

tungstabelle in Anlage 1 des Entgelt-TV gemäß § 3 Abs. 2 Entgelt-TV für den 

Kläger nach den für den Senat gemäß § 559 ZPO bindenden tatsächlichen Fest-

stellungen des Landesarbeitsgerichts jedenfalls das Grundentgelt iHv. monatlich 

2.710,00 Euro brutto, das Urlaubsgeld (fest) iHv. monatlich 75,00 Euro brutto, 

den Quartalsbonus iHv. monatlich 203,25 Euro brutto und das Quartalsurlaubs-

geld (variabel) iHv. monatlich 5,65 Euro brutto und beträgt 2.993,90 Euro brutto. 

Ob die in der Spalte 8 der F34 Entgelttabelle der Anlage 1 des Entgelt-TV ge-

nannten Zuschläge nach § 7 MTV Gegenstand des Tabellenentgelts sind, ist vor-

liegend nicht entscheidungserheblich. Das Landesarbeitsgericht hat die Zahlung 

von Zulagen oder Zuschlägen ab Januar 2022 nicht festgestellt. 

d) Damit liegt das Tabellenentgelt des Klägers iHv. 2.993,90 Euro brutto 

über seinem sog. individuellen Referenzentgelt iHv. 2.851,36 Euro brutto. Dem 

Kläger steht kein Anspruch auf Zahlung einer Besitzstandszulage nach § 3 

Abs. 2 Satz 1 Entgelt-TV zu. 

2. Ein Zinsanspruch scheidet mangels Hauptanspruchs aus. 
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II. Der Kläger hat die Kosten der Revision nach § 97 Abs. 1 ZPO zu tragen. 

 Linck  Biebl  Neumann  

  Rosenberg  Raabe   
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